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„Müssen Investitionen in  
Forschung und Entwicklung forcieren“ 
Die schwedische EU-Ministerin Jessika Roswall erklärt im Interview, was die EU braucht, um auf dem Weltmarkt wieder 
wettbewerbsfähiger zu werden. Außerdem verrät sie, was das schwedische Bildungssystem so erfolgreich macht. 

In den vergangenen Monaten und Jahren 
haben geopolitische Herausforderun-
gen und Verschiebungen weltweit das 
Geschehen geprägt. Die Frage nach der 
Rolle der EU im globalen Kontext und 
ihrer zukünftigen Positionierung wird 
zunehmend relevant. Wie wichtig sind 
in diesem Zusammenhang eine aktive 
Handelspolitik und neue Abkommen,  
etwa mit den Mercosur-Ländern? 
Jessika Roswall: Ich bin überzeugt davon, 
dass es in diesem Bereich noch ungenutztes 
Potenzial gibt. Ich sehe unsere Rolle darin, 
ein Vorreiter in den Bereichen industrielle 
Innovation, grüne Technologien und Digi-
talisierung zu sein. Wir können und sollten 
die erste Adresse für Unternehmen sein, 
die in Zukunftstechnologien investieren 
wollen. Es gibt kein Patentrezept, aber of-
fene Märkte und globaler Freihandel sind 

jedenfalls Voraussetzungen. Sie waren und 
sind nach wie vor ein wichtiger Motor für 
das Wirtschaftswachstum, sowohl in Euro-
pa als auch weltweit, daher brauchen wir 
mehr Handelsabkommen, nicht weniger. 
Und wenn die Union keine Partnerschaf-
ten mit Ländern und Volkswirtschaften 
in der ganzen Welt eingeht – wie mit dem 
Mercosur –, können wir sicher sein, dass 
andere Länder diese Lücke füllen werden.
 
Europa hat in den letzten Jahren durch 
verschiedene Krisen und insbesondere 
durch hohe Energiepreise an Wett
bewerbsfähigkeit verloren. Welche Maß-
nahmen muss Europa Ihrer Meinung 
nach ergreifen, um seine Wettbewerbs-
fähigkeit – besonders gegenüber anderen 
Akteuren wie den USA und China – zu 
stärken, und wie beurteilen Sie die 
aktuellen Initiativen der Europäischen 
Kommission in dieser Hinsicht?
Zunächst einmal ist es wichtig zu er-
kennen, dass Europa schon seit Län-
gerem zurückgefallen ist, lange vor der 
Pandemie und dem jüngsten Anstieg 
der Energiepreise. Tatsächlich sind die 
Wachstumszahlen der EU schon seit Jahr-
zehnten schleppend. Es handelt sich um 

ein langfristiges Problem, das langfristige 
Lösungen erfordert. Erstens brauchen wir 
eine bessere und mitunter auch weniger 
Regulierung; besser im Sinne von stabil 
und vorhersehbar, weniger im Sinne der 
Sicherstellung, dass die Einführung neuer 
Innovationen auf dem Markt einfach ist. 
Zweitens müssen wir den Binnenmarkt 
vertiefen und ausweiten, vor allem im 
Bereich der Dienstleistungen. Der mit 
Spannung erwartete Letta-Bericht (Be-
richt über die Zukunft des Binnenmarkts, 
Anm.) wird einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten. Drittens müssen wir Investitionen 
in Forschung und Entwicklung forcieren; 
die Union investiert weit weniger als die 
USA, und China investiert kräftig. Als 
ersten Schritt sollten wir unser eigenes 
Investitionsziel von drei Prozent des BIP 
erreichen. Politisch muss unser Fokus in 
den kommenden Jahren darauf liegen, die 
langfristige Wettbewerbsstrategie der EU, 
für die sich der schwedische Ratsvorsitz 
eingesetzt hat und die vom Europäischen 
Rat im März gefordert wurde, vollständig 
umzusetzen. Hier müssen Politik und In-
dustrie zusammenarbeiten.

Europa ist weltweit eine der Regionen 
mit geringem Bevölkerungswachstum 
und einer alternden Gesellschaft. Der 
Mangel an Fachkräften ist zunehmend  
zu einem Problem geworden. Wie kann 
die EU ein noch attraktiveres Ziel für 
qualifizierte Arbeitskräfte und Fach
kräfte werden? 
Investitionen in Bildung und Hochschul-
bildung sind absolut entscheidend. Na-
türlich werden wir Probleme mit dem 

Fachkräftemangel haben, wenn unsere 
Bildungssysteme nicht zweckmäßig sind. 
Ein weiterer offensichtlicher Faktor ist die 
Beteiligungsrate von Frauen am Arbeits-
markt; gleichberechtigte Chancen und 
Beteiligung sind nicht nur für Frauen, 
sondern auch für junge Menschen im All-
gemeinen von entscheidender Bedeutung. 
Und letztendlich werden qualifizierte 
Arbeits- und Fachkräfte von führenden 
innovativen Unternehmen und Branchen 
angezogen – womit wir wieder bei der 
Frage der globalen Wettbewerbsfähigkeit 
wären. Wenn der europäische Markt nicht 
attraktiv genug für Investitionen und die 
Einführung innovativer Technologien ist, 
wird er auch nicht attraktiv genug für Ex-
perten und Fachleute sein.
 
Apropos Kompetenzen: Schweden ist  
in verschiedenen Ranglisten führend  
im Bildungsbereich. Was macht das 
Bildungssystem so erfolgreich? 
Es ist sicher eine Kombination aus vielen 
Dingen, aber der Schlüssel liegt in der 
Umsetzung grundlegender Prinzipien wie 
Gleichheit und Zugänglichkeit. Faktoren 
wie Gratis-Mittagessen und -Schultrans-
port sind wichtig, vor allem in den ersten 
Jahren. Wenn es um die Hochschulbildung 
geht, ist Schweden definitiv eine führen-
de Forschungsnation. Schweden ist, wie 
Österreich, eines der wenigen Länder in 
der EU, die über drei Prozent des BIP in 
Forschung und Entwicklung investieren. 
Der Löwenanteil dieser Investitionen ent-
fällt auf privates Kapital, weshalb Partner-
schaften zwischen Universitäten und dem 
privaten Sektor so wichtig sind.

Künstliche Intelligenz: „Chancen erkennen 
und in Geschäftsmodelle übersetzen“ 
Universitätsprofessor und KI-Experte Nikolaus Forgó spricht im Interview über die schwierige europäische Einigung  
zum AI Act und darüber, welche konkreten Schritte nun in Österreich notwendig sind. 

Nach intensiven Verhandlungen konnte 
auf europäischer Ebene eine vorläufige 
Einigung zum AI Act erzielt werden.  
Wie bewerten Sie den Kompromiss  
zwischen notwendiger Regulierung  
von KI und innovativer Freiheit?
Nikolaus Forgó: Für eine Bewertung ist es 
noch zu früh. Es wurde eine politische Ei-
nigung erzielt, der konkrete Text wird aber 
noch verhandelt und ist öffentlich nicht 
bekannt. Es gab erheblichen politischen 
Druck, diese Einigung noch im Dezember 
zustande zu bringen. Dahinter stehen ex-
terne Faktoren, insbesondere die Europa-
wahl und das Ende der spanischen Rats-
präsidentschaft, die mit dem konkreten 
Vorhaben nur sehr mittelbar etwas zu tun 
haben. Ein solcher Druck – der sich auch 
in einem 30-stündigen Verhandlungsma-
rathon äußerte – führt erfahrungsgemäß 
zu Kompromissen in Form eines „agree 
to disagree“; die heiklen Entscheidungen 

werden an die Kommission oder einen 
technischen Entscheidungsvorgang oder 
die Mitgliedstaaten delegiert. 

Ist es überhaupt möglich, eine ziel
genaue Regulierung einer sich so rasch  
entwickelnden Materie zu schaffen? 
Das ist eine große Herausforderung. Wir 
haben schon im Gesetzgebungsprozess 
zum AI Act gesehen, dass der Entwurf der 
Kommission auf das plötzliche Auftreten 
von Large Language Models wie ChatGPT 
nicht gut vorbereitet war. Da solche 
explosionsartigen Entwicklungen schlecht 
vorhersehbar sind, ist es schwierig, diese 
regulatorisch zu erfassen. 

Wo sehen Sie das größte  
Potenzial des AI Acts für Europa? 
Es ist immerhin eine gemeinsame europäi-
sche Regelung. Sie schafft Bewusstsein für 
das Thema und kann – vielleicht – einige 

Risiken und unerwünschte Effekte der 
Technologie mildern. 

Welche konkreten Schritte braucht es  
von staatlicher Seite, um die Anwendung 
in Österreich zu gewährleisten? 
Es werden Umsetzungsschritte insbeson-
dere in der Behördenstruktur erforderlich 
sein. Es ist zu hoffen, dass nicht noch eine 
weitere Behörde geschaffen wird, sondern 
dass Synergien geschaffen, Kompetenzen 
vernetzt und innovationsfreundliche Zu-
gänge gefunden werden.

Was raten Sie Unternehmen, um  
den Vorgaben entsprechen zu können? 
Sich vorbereiten auf das, was kommt. Ein-
fluss nehmen darauf, dass die Verwaltung 
hilft und nicht behindert. Die großen 
Chancen und nicht nur die Risiken der 
Technologie erkennen und diese in Ge-
schäftsmodelle übersetzen.

ZUR PERSON
Jessika Roswall ist seit 2022 Ministerin 
für EU-Angelegenheiten in Schweden. 
Im November war sie im Haus der 
Industrie in Wien für einen Austausch 
mit österreichischen Industrie
betrieben und der IV zu Gast. 

ZUR PERSON
Nikolaus Forgó ist Professor für 
Technologie- und Immaterialgüter-
recht an der Universität Wien und 
Mitglied des neu gegründeten AI Ad-
visory Boards der Bundesregierung.
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Das Jahr 2024 wird intensiv für 
Österreich. Der geopolitische 
Seegang könnte rauer werden, 
denn mehr als ein Drittel der 

Weltbevölkerung schreitet zu den Wahl-
urnen; unter anderem steht die US-Prä-
sidentschaftswahl auf dem Kalender. Als 
Land, das seinen wirtschaftlichen Erfolg 
maßgeblich auf internationalen Märkten 
erzielt, werden wir all das aufmerksam im 
Blick behalten müssen. 

Aber auch in Österreich selbst werden wir 
uns politisch heuer kaum in ruhigen Ge-
wässern bewegen. Umso wichtiger ist es, 
sich den Verlockungen des Wahlkampfs 
nicht mit schwer finanzierbaren neuen 
(Wahl-)Versprechen hinzugeben, oder 
– schlimmer noch – im koalitionsfreien 
Raum Maßnahmen zu beschließen, die 
wir uns schlicht und einfach nicht leisten 
können. Es gibt viel zu tun und standort-
relevante Punkte aus dem Regierungs
programm harren noch ihrer Umsetzung. 

2024 ist das Jahr, in dem wir eine deut-
liche Rezession zu meistern haben. Das 

wird uns ohne Zweifel gelingen – wenn 
österreichische Unternehmen bessere 
Rahmenbedingungen erhalten, um auf 
den Weltmärkten erfolgreich navigieren 
zu können. Bei schönem Wetter mag so 
manche Widrigkeit leicht wegzustecken 
sein; der wahrhaft gute Kapitän zeigt sich 
bekanntermaßen bei Sturm.

Bürokratielawine stoppen,  
Lohnnebenkosten senken
Was brauchen wir also, um Industrie 
und Wirtschaft auf Kurs zu halten? Wir 
müssen uns endlich motivieren, die tief-
greifenden Reformen anzugehen, die wir 
dringend brauchen. Die lawinenmäßige 
Vermehrung von Vorschriften und Be-
richtspflichten gehört gestoppt – es kann 
nicht sein, dass Unternehmerinnen und 
Unternehmer vor lauter Bürokratie kaum 
mehr Luft haben, sich ihrem Kerngeschäft 
zu widmen. 

Weniger Bürokratie und endlich flotte 
Genehmigungsverfahren helfen auch, 
die Energiewende schneller voran
zutreiben. Hier liegt eine massive 

Chance, Investitionen in Österreich an-
zukurbeln und den Aufschwung damit zu 
unterstützen. 

Die viel zu hohen Lohnnebenkosten gilt 
es weiter zu senken – signifikant, auch 
um eine Dämpfung bei den durch die 
hohen Abschlüsse massiv steigenden 
Lohn(stück)kosten zu erreichen. 

Und nicht zuletzt: Wir müssen uns fiska-
lischen Problemen strukturell widmen, 
damit sie nicht mit immer mehr Steuer-
geld finanziert werden müssen. Nur in 
wenigen anderen Ländern sorgen Ge-
sundheitssystem und Pensionssystem für 
derart hohe ungedeckte Budgetlasten 
wie in Österreich. Bis 2050 wird unser 
Pensionssystem das Budget kumuliert 
mit einer Billion Euro belasten, wenn wir 
keine weiteren Reformen durchführen – 
eine Billion Euro, die wir in Bildung, In-
frastruktur und unsere Innovationskraft 
investieren könnten.  

Vorsorge und Kapitalmarkt
Bevor der Wahlkampf Österreich fest im 

Griff hat, wäre es von höchster Dring-
lichkeit, in diesen Bereichen Reformen 
auf den Weg zu bringen. Eine gute Idee 
ist beispielsweise die rasche Umsetzung 
einer Behaltefrist für Wertpapiere, die im 
Regierungsprogramm steht. Das zahlt auf 
gleich zwei Ziele ein: Es stärkt die private 
Pensionsvorsorge und den Kapitalmarkt. 

Mit den richtigen Rahmenbedingungen 
wird die österreichische Industrie die 
großen Herausforderungen dieses Jah-
res meistern und die Chancen mit voller 
Kraft zu nutzen wissen. Lassen Sie uns 
alle Potenziale aktivieren und – trotz aller 
Widrigkeiten – mit Zuversicht und Opti-
mismus auf die Zukunft setzen!

Ihr

Christoph Neumayer,
IV-Generalsekretär

 

Standort stärken  
vor Wahlkampf!  
Egal wann nun die Nationalratswahl erfolgt: Bevor der Wahlkampf startet,  
gibt es noch viele dringende Maßnahmen und Reformen – von der Bürokratie
entlastung bis zur Lohnnebenkostensenkung – anzustoßen und zu erledigen, 
damit Österreich auf den Weltmärkten wieder Oberwasser hat.

Grafik des Monats Zahl des Monats

6,9 %
Die Treibhausgasemissionen in Öster-
reich dürften im Jahr 2023 erneut erheb-
lich gesunken sein – und zwar um 6,9 Pro-
zent. Dies geht aus einem „Nowcasting“ 
hervor, das Ende Dezember vom Wege-
ner Center für Klima und Globalen Wan-
del der Universität Graz (WEGC) ver-
öffentlicht wurde. Es basiert auf den bei 
Erstellung verfügbaren monatlichen Ver-
brauchsdaten für Erdgas, Erdölprodukte 
und Elektrizität bis Oktober. Die Reduk-
tion wird demnach auf 6,9 Prozent ge-
schätzt, was rund 67,6 Tonnen CO2-Äqui-
valenten entspricht. „Bereits 2022 war ein 
deutlicher Rückgang der Emissionen zu 
verzeichnen, der heuer noch übertroffen 
werden dürfte“, so WEGC-Klimaforscher 
Gottfried Kirchengast. 

Mit knapp 400.000 Arbeitslosen oder 
Schulungsteilnehmern endete das Jahr 
2023 in Österreich. Der Anstieg gegen-
über dem Vorjahr betrifft besonders die 
jüngere Bevölkerung. Die Gesamtarbeits-
losenquote lag bei 7,8 Prozent, während 
mit rund 3.915.000 erwerbstätigen Perso-
nen ein Beschäftigungsrekord verzeichnet 
wurde. Der Anstieg der Arbeitslosigkeit 
resultiert aus der gedämpften Konjunktur, 
die die Volkswirtschaft 2023 um 0,8 Pro-
zent schrumpfen ließ und die Zahl der offe-
nen Stellen um 16 Prozent reduzierte. Be-
sonders unter den unter 25-Jährigen stieg 
die Arbeitslosigkeit stark an, was auch auf 
einen höheren Anteil von Zuwanderern in 
dieser Altersgruppe zurückzuführen ist. 
Zuwanderer bringen ungenutztes Arbeits-
potenzial mit, das durch Anerkennung 
ihrer Fähigkeiten genutzt werden könnte. 
Die Zunahme des Arbeitskräftepotenzials 
durch Zuwanderung unterstreicht die Be-
deutung dieser Anerkennung.

Arbeitslosenquote seit 2012
Jeweils Dezember, in Prozent – 399.005 Arbeitslose 2023
(inkl. Schulungen)

8,6

9,5

10,6

9,4

8,5
8,1

10,2 10,3

8,7

11,2

7,4
7,8

Herausgeber, Medieninhaber und Redaktion: Vereinigung der Österreichischen Industrie (Industriellenvereinigung), Schwarzenbergplatz 4, 1031 Wien, Tel.: 01/711 35-2308, E-Mail: positionen@iv.at  
Homepage: www.iv.at, ZVR: 806801248, LIVR-N.: 00160, EU-Transparenzregister Nr.: 89093924456-06. Vereinszweck gemäß § 2 Statuten: Die Industriellenvereinigung (IV) bezweckt, in Österreich tätige industrielle und im Zusammenhang mit der Industrie stehende  
Unternehmen sowie deren Eigentümer und Führungskräfte in freier und demokratischer Form zusammenzufassen; ihre Interessen besonders in beruflicher, betrieblicher und wirtschaftlicher Hinsicht auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene zu vertreten  
und wahrzunehmen, industrielle Entwicklungen zu fördern, Rahmenbedingungen für Bestand und Entscheidungsfreiheit des Unternehmertums zu sichern und Verständnis für Fragen der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu verbreiten.

Chefredaktion: Sara Grasel. Lektorat: Bernhard Paratschek. Verantwortlich für den Inhalt: Christian Zoll, Joachim Haindl-Grutsch, Johannes Höhrhan, Sara Grasel, Marlena Mayer, Michael Mairhofer, Claudia Mischensky, Gernot Pagger, Aniko Benkö, Michaela Roither,  
Irene Schulte. Für den Inhalt der letzten drei Seiten zeichnet die jeweilige Landesgruppe verantwortlich. 

Grafik: Nina Mayrberger, Sarah D’Agostino

Druck: Druck Styria GmbH & Co KG, 8042 Graz. Erscheinungsort: Wien. Offenlegung nach § 25 des Mediengesetzes: iv-positionen erscheint 8 × jährlich in einer Auflage von 8.300 Stück,  
Unternehmensgegenstand: Information zu industrie- und gesellschaftspolitischen Themen für Mitglieder der Industriellenvereinigung und Meinungsträger in Österreich. Siehe auch unter www.iv.at.

Fotos (Cover bzw. Coverstory): Adobe Stock, IV-Burgenland/Emmerich Mädl, IV-Kärnten, IV-NÖ/NLK Filzwieser, IV-OÖ/Pelzl, IV-Salzburg/Salzburger Industrie/Neumayr, IV-Steiermark/Steady Motion, IV-Tirol/Florian Lechner,  
IV-Vorarlberg/Aurelian Böhler, IV-Wien/IV/Matanovic

Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit wird auf geschlechtsspezifische Endungen verzichtet. Die verwendeten Bezeichnungen beziehen sich auf alle Geschlechter gleichermaßen.

IMPRESSUM

2012 2013 2015 2017 2019 20212014 2016 2018 2020 2022 2023

Fo
to

: P
hi

lip
p 

H
or

ak
; Q

ue
lle

 G
ra

fik
: K

ur
ie

r



Arbeit und Leistung entlasten,  
nicht „Eat the Rich“!
IV-Steuerrechtsexperte Alfred Heiter erklärt im Interview, warum der „Fat Cat Day“ eine Themenverfehlung ist und in 
„Fat Tax Day“ umbenannt werden sollte. 

Armut, Reichtum und Umverteilung  
sind in Österreich Themen, die schnell  
in Neiddebatten münden. So hat am  
8. Jänner die Arbeiterkammer passend 
dazu wieder den „Fat Cat Day“ aus- 
gerufen. Warum ist dieser Ansatz  
eine Themenverfehlung?
Der „Fat Cat Day“ soll jener Tag im Jahr 
sein, an dem die CEOs der 20 ATX-Unter-
nehmen bereits so viel verdient haben 
wie ein durchschnittlicher Arbeitnehmer. 
Abgesehen davon, dass die Bezeichnung 
eines CEOs als „Fat Cat“ bereits despek-
tierlich ist, zeugt der Vergleich von einer 
gewissen Willkürlichkeit. Warum werden 
gerade die CEOs der 20 ATX-Unterneh-
men herangezogen, warum nicht alle 43 
Unternehmen des Prime Market der Wie-
ner Börse? In Deutschland beispielsweise 
werden die 80 Unternehmen des DAX 
und MDAX herangezogen, in Großbri-
tannien die 100 Unternehmen des FTSE.

Der Arbeiterkammer geht es angeblich 
auch nicht darum, eine Neiddebatte anzu-
zetteln, sondern darauf hinzuweisen, dass 
Menschen in anderen Berufen ebenfalls 
wichtige und verantwortungsvolle Tätig-
keiten ausführen, aber dafür deutlich we-
niger bekommen. Das Einkommen dieser 
Menschen kann man aber nur erhöhen, 
wenn beispielsweise die Belastung durch 
Steuern und Abgaben reduziert wird, 
nicht jedoch, indem man anderen etwas 
wegnimmt. Die Botschaft muss daher 
lauten: „Arbeit und Leistung entlasten“, 

nicht „Eat the Rich“. Die IV hat den Tag 
zudem in „Fat Tax Day“ umbenannt, weil 
Menschen, die viel Geld verdienen, auch 
viel Steuern zahlen, sogar überproportio-
nal viel Steuern.

Inwiefern spiegeln die Managergehälter 
Verantwortlichkeiten wider, die mit 
Führungspositionen auf höchster Ebene 
verbunden sind?
Managergehälter werden nach markt-
wirtschaftlichen Kriterien gebildet, das 
heißt, Angebot und Nachfrage bestim-
men die Höhe. Außerdem tragen Vorstän-
de großer börsenotierter Unternehmen 
eine große Verantwortung: Sie müssen 
Entscheidungen über eine große Zahl 
von Mitarbeitern sowie über Assets im 
Wert mehrerer Milliarden Euro treffen. 
Sie haften mit ihrem Privatvermögen für 
Fehlentscheidungen, die sie fahrlässig 
getroffen haben. Sie müssen mit ihren 
Entscheidungen einer Vielzahl an Inte-
ressensgruppen gerecht werden: den 
Eigentümern, den Mitarbeitern sowie 
dem öffentlichen Interesse.

Wie steht es im internationalen Vergleich 
mit den Gehältern von Managerinnen 
und Managern? Gibt es da Unterschiede, 
global oder vielleicht auch schon  
innerhalb der EU?
Die Top 20 der österreichischen 
Vorstandsvorsitzenden verdie-
nen im Schnitt 2,7 Millionen 
Euro jährlich. Damit liegen 

sie international betrachtet eher im unte-
ren Bereich. In Deutschland verdienen 
die Vorstandsvorsitzenden der 40  DAX-
Unternehmen durchschnittlich 5,1 Mio. 
Euro, für Europa – genauer: die 50 Unter-
nehmen des EuroStoxx – beträgt dieser 
Wert 7,1 Mio. Euro. In den USA liegt 
das Durchschnittseinkommen der Vor-
standsvorsitzenden der 30 Unternehmen 
des Dow Jones Index bei 24,9 Mio. Euro. 
Weil Topmanager sehr mobile Arbeits-
kräfte sind und der Markt für CEOs ein 

internationaler ist, stehen wir hier in Kon-
kurrenz und die Gehälter müssen dem 
internationalen Vergleich standhalten.
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WEBTIPP
Hier geht’s zum  
ORF-Beitrag:

IV-Bereichsleiter Alfred Heiter war zum  
Thema „Fat Tax Day“ zu Gast bei „Eco“ (ORF).

 
Expertenmeinung von INGRID SCHÖBERL

Verbandsklagen:  
Österreich bei Umsetzung säumig 
Aus Sicht der Industrie ist es besonders wichtig, sich bei der Umsetzung der EU-Richtlinie  
eng an die konkreten Vorgaben zu halten und nicht über das Ziel hinauszuschießen. 

Österreich ist bei der Um-
setzung der Richtlinie zum 
Schutz der Kollektivinteres-
sen der Verbraucher in na-

tionales Recht säumig. Bei einem (jahre-
lang) kontrovers diskutierten Thema ist 
dies auch wenig überraschend. Da das 
Mahnverfahren der EU-Kommission be-
reits fortgeschritten ist, erhöht sich der 
Druck auf das BMJ, einen entsprechen-
den Entwurf vorzulegen, um den parla-
mentarischen Prozess noch in dieser Le-
gislaturperiode abschließen zu können.

Grundsätzlich zielt die Richtlinie 
darauf ab, dass Verbrauchern in 

allen Mitgliedstaaten mindestens ein 
Verbandsklageverfahren auf Unterlas-
sungs- sowie Abhilfeentscheidungen zur 
Verfügung steht. Damit wird klar, dass 
der Unionsgesetzgeber Mitgliedsstaaten 
vor Augen hatte, die über keine derarti-
gen Systeme verfügen, was in Österreich 
nicht der Fall ist.

Inhalt der Richtlinie ist, salopp darge-
stellt, die gemeinsame Rechtsverfolgung 
von betroffenen Verbrauchern durch 
klagsbefugte Verbände. In einem ein-
zigen Verfahren soll eine abschließende 
Entscheidung für alle an der Klage betei-
ligten Verbraucher ermöglicht werden, 

womit Konsumenten die „Last der 
Klagsführung“ und damit insbesondere 
auch das Prozesskostenrisiko abgenom-
men wird.

Aus Sicht der Industrie ist es besonders 
wichtig, sich bei der Umsetzung eng 
an die konkreten Vorgaben der Richt-
linie zu halten. Relevant sind jedenfalls 
die rasche Klärung mittels eines kurzen 
Opt-in-Verfahrens, wer einer Klage bei-
getreten ist, Waffengleichheit im Ver-
fahren sowie ein rascher Abschluss. 
Überschießende Umsetzungsideen, die 
einseitig zulasten der Beklagten gehen,  
werden abgelehnt.

Ingrid Schöberl ist stellvertretende Leiterin des  
IV-Fachbereichs Wirtschaft, Finanzen & Recht. Fo
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Österreich präsentiert  
seine ersten 14 MINT-Regionen 
Im Haus der Industrie wurde erstmals das MINT-Regionen-Qualitätslabel verliehen.  
Die Auszeichnung steht für MINT-Bildung als gemeinsame Mission von regionalen Netzwerken. 

1.	 Tanja Rehberger (Koordination MINT-
Region KUUSK/Tirol) und Christian  
Vlasich (Koordination MINT-Region Mittel-
burgenland) bei einer Vernetzungsübung.

2.	 Das Team der MINT-Region Innviertel+ 
wurde durch Nationalrätin Maria-Theresia 
Niss („MINTality“-Stiftung) und Sektions-
chefin Barbara Weitgruber (BMBWF) 
ausgezeichnet.

3.	 Das Team der MINT-Region Mödling 
wurde durch die niederösterreichische 

LAbg. Marlene Zeidler-Beck, IV-
Generalsekretär Christoph Neumayer 
und Sektionschefin Barbara Weitgruber 
(BMBWF) ausgezeichnet.

4.	 Generalsekretär Christoph Neumayer 
(IV), Sektionschefin Barbara Weitgruber 
(BMBWF) und Nationalrätin Maria- 
Theresia Niss („MINTality“-Stiftung).

5.	 und 6.: Gute Stimmung bei den Gästen 
der ersten Verleihung des „MINT-
Regionen“-Labels im Haus der Industrie.

01

04

05 06

02

03

Robotik, Sustainable MINT, 
Altersarmut von Frauen, Ab-
wanderung der Jugend – die 
Leitthemen, die sich die ersten 

14 MINT-Regionen Österreichs gegeben 
haben, sind ebenso bunt und dynamisch 
wie ihre Mitglieder selbst. Davon konn-
ten sich die Besucherinnen und Besucher 
der ersten Verleihung des MINT-Regio-
nen-Qualitätslabels im Haus der Indus
trie ein eindrucksvolles Bild machen. 
Die neue, bundesweit gültige Auszeich-
nung ist Kernelement eines Leuchtturm
projekts zur Sicherung des Innovations-
nachwuchses, das von der IV angestoßen 
und nun gemeinsam mit dem BMBWF, 
der „MINTality“-Stiftung, dem OeAD 
und der aws umgesetzt wird. 

Die Grundidee ist, dass Kindergärten, 
Schulen, Hochschulen, Technologie-
unternehmen, die öffentliche Verwal-
tung, Städte, Gemeinden und private 
Vereine künftig im MINT-Bereich in 
regionalen Netzwerken zusammenarbei-
ten. Die Forcierung der MINT-Bildung 

wird damit nach innen zur gemeinsa-
men Mission und nach außen zum über-
greifenden und überregional sichtbaren 
Standortortthema gemacht. Gleichzeitig 
werden das Voneinander-Lernen und der 
überregionale Wissenstransfer von be-
sonders erfolgreichen Ansätzen angeregt.

Vom Kindergarten bis zum Beruf
Die Akteure in MINT-Regionen agie-
ren gemeinsam. Dadurch wird Kindern 
und Jugendlichen – und insbesondere 
Mädchen – die Möglichkeit gegeben, 
die „Fragestellungen des Lebens“ aus 
unterschiedlichen Perspektiven zu er-
gründen, im Kindergarten ebenso wie im 
Hochtechnologieunternehmen; und dies 
durchgängig entlang der gesamten Bil-
dungskette, vom Kindergarten bis zum 
Beruf. In den Regionen sollen dadurch 
künftig jene Faszination und jene Be-
geisterung entstehen und aufrechterhal-
ten werden, die es braucht, damit kein 
MINT-Talent mehr verloren geht.

 

Vor dem Hintergrund des anhaltenden 
Fachkräftemangels und der weitverbrei-
teten Technologieskepsis hat die Initia
tive einen Nerv der Zeit getroffen – denn 
in Ergänzung zu den MINT-Vorstößen, 
die in den letzten Jahren erfolgreich in 
den Bundesländern gestartet wurden, ist 
die Resonanz auf das Leuchtturmprojekt 
„Vorsprung durch MINT-Regionen“ über-
wältigend. In Summe engagieren sich nach 
dem ersten Call bereits über 380 Akteure in 
den ersten 14 MINT-Regionen, darunter 
88 Unternehmen mit vielen prominen-
ten Leitbetrieben, 15 Hochschulen, 161 
Kindergärten und Schulen und 114 Städ-
te und Gemeinden, Landesorganisatio-
nen, Vereine und Wirtschaftsagenturen.  
 
 
 
 

Besonders erfreulich ist, dass auch  
73 ausgezeichnete MINT-Kindergärten 
und MINT-Schulen aktiv involviert sind, 
wodurch das wirkungsvolle Ineinander
greifen von Initiativen unterstrichen 
wird, die von der IV gestartet wurden.  

Durch die MINT-Regionen soll das 
nächste Level der MINT-Nachwuchs
förderung erreicht werden. Ein Einstieg 
in eine der 14 MINT-Regionen ist jeder-
zeit möglich. Der nächste Call zur Grün-
dung neuer MINT-Regionen wird für das 
erste Halbjahr 2024 vorbereitet. 

WEBTIPP
Weitere Infos finden Sie unter  
www.mint-regionen.at.
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Das Jahr der  
wirtschaftspolitischen  
Kurskorrektur 
2024 wird ein Jahr der globalen und nationalen  
Weichenstellungen. In Österreich sind dringende  
Strukturreformen notwendig, um wieder auf einen  
Wachstumskurs zu gelangen.

Einen „traurigen Meilenstein“ er-
reiche die globale Wirtschaft 
2024, hieß es zu Jahresbeginn 
in einer Prognose der Welt-

bank: Die Organisation sieht die Gefahr 
eines weltweiten Abschwungs gebannt, 
erwartet aber insgesamt die schwächste 
globale Wachstumsleistung in einem hal-
ben Jahrzehnt seit den 1990er-Jahren. Für 
Österreich ist das keine gute Nachricht. 
Hierzulande ist die Wirtschaft 2023 voraus-
sichtlich noch stärker geschrumpft als in 
Deutschland, wo ein Einbruch von 0,6 Pro-
zent erwartet wird. Ab dem zweiten Quartal 
des heurigen Jahrs könnte zwar eine leich-
te Erholung einsetzen, mit einem starken 
Wachstumsimpuls aus dem Export ist aber 
kaum zu rechnen; einerseits aufgrund der 
Schwäche der globalen Wirtschaft und des 

wichtigen Handelspartners Deutschland, 
andererseits aber auch aufgrund der De-
fizite des Wirtschaftsstandorts Österreich. 
Inzwischen übersetzt sich die strukturelle 
Schwäche in eine konjunkturelle Apathie. 
Zur Erinnerung: In der IMD-Rangliste 
der 64 wettbewerbsfähigsten Länder der 
Welt ist Österreich zuletzt auf Platz 24 ab-
gerutscht – im Jahr 2007 ging sich noch ein 
weitaus attraktiverer elfter Platz aus. „Die 
Probleme sind längst im Unternehmens-
alltag angekommen und werden bei einem 
wirtschaftlichen Aufschwung hinderlich 
sein; sei es durch den Mangel an qualifi-
zierten Arbeitskräften oder aufgrund einer 
lähmenden Bürokratie und erheblich ge-
stiegener Kosten durch anhaltend hohe 
Energiepreise sowie Löhne und Gehälter“, 
sagt IV-Präsident Georg Knill.

WELTWIRTSCHAFT

Woher also kann der Wachstumsimpuls kommen, den 
Österreich heuer so dringend bräuchte? Global betrachtet 
kommen dafür vor allem die USA infrage. Mit einem BIP 
von rund 25 Billionen Dollar stehen sie als größte Volks-
wirtschaft für ein Viertel der Leistung der Weltwirtschaft. 
18 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung entfallen auf 
China, wo sich das Wachstum erheblich eingebremst hat; 
dann kommt lange keine weitere Volkswirtschaft. Japan 
und Deutschland liegen mit jeweils etwa vier Prozent fast 
gleichauf, erst dann folgt das wachstumsstarke Indien mit 
3,8 Prozent. In den USA werden in Wahljahren zwar die 
fiskalischen Schleusen geöffnet, grundsätzlich ist eine 
Rezession 2024 aber noch nicht vom Tisch. Je nach Wahl-
ausgang könnte zudem der Zollstreit zwischen den USA 
und der Europäischen Union wieder aufflammen: Wäh-
rend seiner Amtszeit hatte Donald Trump als Vorgänger 
des gegenwärtigen US-Präsidenten Joe Biden Zölle von 
25 Prozent auf Stahlimporte und zehn Prozent auf Alumi-
niumimporte verhängt. Erst nach zähen Verhandlungen 
wurde eine Übergangslösung mit zollfreien Kontingenten 
vereinbart, die nun von Präsident Biden vorerst verlän-
gert wurde.

ARBEITSKRÄFTEMANGEL

Von einer Reform des Pensionssystems würde auch der 
Arbeitsmarkt profitieren – das AMS hat das im vergange-
nen November für die schrittweise Anhebung des Frauen-
pensionsalters ab 2024 vorgerechnet: Schon heuer soll es 
dadurch gut 22.000 zusätzliche Personen in Beschäftigung 
geben, bis 2028 nimmt ihre Zahl insgesamt auf rund 100.000 
zu. Der Fach- und Arbeitskräftemangel trifft mittlerweile so 
gut wie alle Unternehmen, quer durch alle Bereiche. „Hel-
fen können weitere Strukturreformen wie stärkere Anreize, 
aus der Arbeitslosigkeit wieder in Beschäftigung zu finden 
beziehungsweise einer Vollzeitbeschäftigung nachzuge-
hen – bisher ist das Steuersystem so ausgerichtet, dass sich 
(zusätzliche) Arbeit finanziell kaum lohnt“, mahnt IV-Prä-
sident Knill einmal mehr entlastende Maßnahmen ein. Um 
der vergleichsweise hohen Teilzeitquote in Österreich zu 
begegnen, muss zudem ein Fokus auf der regional teilweise 
schwach ausgebauten Kinderbetreuung liegen, um Eltern 
eine Vollzeitbeschäftigung zu erleichtern.

WAS 2024 IN  
ÖSTERREICH UMGESETZT WIRD

Senkung der Körperschaftssteuer
Abschaffung der kalten Progression
Senkung der Lohnnebenkosten
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EUROPA 

Optimale Rahmenbedingungen braucht es auch auf EU-Ebe-
ne, wenn Europa als Wirtschaftsstandort in Zukunft nach 
wie vor eine tragende Rolle spielen will. „Bei der EU-Wahl 
im Juni ist es für die Wirtschaft in Österreich und Europa we-
sentlich, dass Menschen zum Zug kommen, die für ein welt-
offenes und vereintes Europa stehen“, so Knill. „Europa ringt 
derzeit darum, den ökonomischen Anschluss in der Welt-
wirtschaft nicht zu verlieren. 2024 muss das Jahr der wirt-
schaftspolitischen Kurskorrektur werden – wir müssen die 
europäische Wettbewerbsfähigkeit auf neue Beine stellen, 
ein Bürokratiebelastungsmoratorium durchsetzen, europa-
weit die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für 
Energie- und Infrastrukturprojekte sicherstellen und die 
Rolle Europas durch eine selbstbewusste und aktive Außen-
wirtschaftspolitik angesichts globaler Krisen stärken.“ 
 
Die Ambitionen der EU im Umwelt- und Nachhaltigkeits-
bereich haben sich in den vergangenen Jahren in einer 
umfangreichen Gesetzgebungsagenda niedergeschlagen: 
Zwischen 2019 und 2023 hat der europäische Gesetzgeber 
Unternehmen insgesamt 850 neue Verpflichtungen auf-
erlegt, was mehr als 5.000 Seiten an Rechtsvorschriften ent-
spricht. Knill: „Überbordende Berichtspflichten bedeuten 
enormen Verwaltungsaufwand und Compliance-Kosten für 
Unternehmen und stehen damit einer höheren Investitions-
tätigkeit im Weg. Der Abbau von Bürokratie ist ein kosten-
freies Konjunkturprogramm. Er war selten so dringend und 
geboten wie jetzt.“

Die EU und Österreich sind 2024 weiterhin mit einer Viel-
zahl an Konflikten und Krisen konfrontiert. Es gibt aber 
auch Grund zu Optimismus: „In den letzten fünf Jahren 
hatten wir in Österreich in der Industrie eine wirklich gute 
Performance. Das war die Leistung unserer Arbeitskräfte, 
unserer Innovationskraft und unseres Gespürs für internatio-
nale Märkte“, sagt der IV-Präsident. Jetzt gehe es darum, den 
Unternehmen und ihren Beschäftigten wirtschaftspolitisch 
den Weg zu ebnen, um die Chancen, die Energiewende und 
internationaler Handel bieten, optimal nutzen zu können. 

ENERGIEWENDE

Wenn aus der weltwirtschaftlichen Entwick-
lung derzeit kein starker Wachstumsimpuls 
zu erwarten ist, wo liegt dann für Österreich 
Potenzial für Investitionen, die wiederum zu 
mehr Beschäftigung führen, dadurch Konsum-
möglichkeiten schaffen und für Wohlstand sor-
gen? Das derzeit größte Potenzial liegt in der 
Energiewende, die nicht nur ökologisch, son-
dern auch ökonomisch sinnvoll gestaltet wer-
den kann. Bis 2030 liegt das zu stemmende In-
vestitionsvolumen bei 60 Milliarden Euro, wenn 
Österreich die selbst gesteckten Ausbauziele 

erreichen will. Laut Economica-Berechnungen 
wendet Österreich derzeit etwa 3,2 Prozent des 
BIP für den Import fossiler Energieträger auf. 
Das sind rund 15 Milliarden Euro jährlich, die 
bei einer gelungenen Energiewende zumindest 
zum Teil für Investitionen im Inland zur Verfü-
gung stehen würden. „Allein diese Überlegung 
sollte Anreiz genug zu sein, durch eine umfas-
sende Entbürokratisierung und die Gewähr-
leistung von Planungssicherheit eine erhebliche 
Beschleunigung der Verfahren zu bewirken“, 
sagt IV-Ökonom Helmenstein.

STRUKTURREFORMEN

„Was Österreich bleibt, ist alles zu tun, um die 
inländische Investitionstätigkeit anzukurbeln. 
Dazu ist ein wirtschaftspolitischer Kurswech-
sel notwendig. Wurde bisher durch hohe Sub-
ventionen lediglich Zeit für Anpassungen er-
kauft, wird immer deutlicher, wie dringend die 
österreichische Wirtschaft Strukturreformen 
benötigt“, sagt IV-Chefökonom Christian Hel-
menstein. Auf die aktuelle und die kommende 
Regierung wartet eine Vielzahl unpopulärer, 
aber notwendiger Maßnahmen – zum Teil 
Hausaufgaben, welche die deutsche Bundes-
regierung unter Kanzler Gerhard Schröder 
während dessen zweiter Amtszeit vor dem 
Hintergrund einer sehr hohen Arbeitslosig-
keit bereits Anfang der 2000er-Jahre auf den 
Weg gebracht hat: eine Arbeitsmarktreform 
und eine Pensionsreform. Die OECD stellt der 
Zukunftsfitness des österreichischen Sozial-
systems kein gutes Zeugnis aus. Bei den durch 

das gegenwärtige Gesundheits- und Pensions-
system bis 2050 nicht abgedeckten Budget-
lasten landet Österreich auf dem drittschlech-
testen Platz (hinter Italien und Südkorea). 
Der Mercer Global Pension Index untersucht 
und vergleicht Altersversorgungssysteme in 
47 Ländern weltweit und weist Österreich auf 
Rang 40 aus – in der Subkategorie Nachhaltig-
keit des Pensionssystems wird Österreich so-
gar auf den letzten Platz verwiesen.
 
Bis zum Jahr 2050 beträgt der öffentliche Zu-
schussbedarf für das österreichische Pensions-
system, falls weitere Reformen unterlassen 
werden, kumuliert über eine Billion Euro, 
genauer 1.050 Milliarden Euro. Österreich 
böten sich enorme Chancen, wenn diese Bud-
getmittel in die Transformation des Bildungs-, 
Energie- und Verkehrssystems sowie in die 
Digitalisierung investiert werden könnten. 
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KI-Energiewende der österreichischen Industrie
KI im Fokus: Symposium zur Rolle von künstlicher Intelligenz in der österreichischen Industrie für die Energiewende.    

Am 15. Jänner fand im Haus der 
Industrie ein Symposium statt, 

das sich mit der entscheidenden Rolle 
von künstlicher Intelligenz bei der Be-
wältigung der Herausforderungen der 
Energiewende in der österreichischen 
Industrie befasste. Organisiert von der 
Industriellenvereinigung und dem In-
stitut für Energietechnik und Ther-
modynamik der TU Wien wurden auf 
dem Event das Potenzial von KI, ak
tuelle Anwendungen sowie zukünftige  
Entwicklungen diskutiert. 

„Neueste Entwicklungen im Bereich der 
künstlichen Intelligenz faszinieren nicht 
nur im Alltag, sie spielen auch in der 

Transformation der Industrie bereits eine 
entscheidende Rolle. Ob zur Steigerung 
von Energieeffizienz, zur Emissionsein-
sparung oder für Predictive Maintenan-
ce: KI-Technologien finden strategische 
Anwendung und bilden als solche es-
senzielle Bausteine für das Gelingen der 
Energiewende und Dekarbonisierung 
der Industrie“, fasst Dieter Drexel, stv. 
Bereichsleiter des IV-Bereichs Klima, 
Infrastruktur, Transport, Ressourcen & 
Energie, zusammen.

Am Podium diskutierten Vertreter aus  
Industrie, Wissenschaft und Organisationen  

über künstliche Intelligenz.

Aktuelles in Kürze

Neuer Forschungsrat durch Bundesregierung bestellt
Der Forschungsrat berät die Bundesregierung und entwickelt wesentliche FTI-politische Strategien,  
um Österreich an die Spitze der Innovationsleader zu bringen. 

Im November 2023 wurden die Mit-
glieder des Rates für Forschung, Wis-

senschaft, Innovation und Technologie
entwicklung (FORWIT-Rat) festgelegt. 
Den Vorsitz hat Prof. Thomas Henzinger, 
weitere Mitglieder des neuen Forschungs-
rats sind Johanna Pirker (TU Graz), 
Barbara Stelzl-Marx (Uni Graz), Helga 
Nowotny (ehem. ERC), Dietrich Hauben
berger (ASciNA), Werner Lanthaler 
(Evotec), Monika Ritsch-Marte (Med. 
Uni Innsbruck), Sonja Sheikh (ACR), 

Sylvia Schwaag Serger (Universität Lund), 
Georg Kopetz (TTTech), Theresia Vogel 
(ehem. KLIEN) und Jörg Flecker (Uni 
Wien). Durch die nun erfolgte Bestellung 
des neuen Forschungsrats ist erfreulicher-
weise auch die zeitgerechte Vergabe der 
Mittel des Fonds Zukunft Österreich für 
2024 gesichert. Die Ratsversammlung be-
steht aus Wissenschaft, Wirtschaft und 
Industrie sowie außeruniversitärer For-
schung. Damit ist der neue Forschungsrat 
eine starke Stimme für FTI.

Gerade auch vor dem derzeitigen Hin-
tergrund großer geopolitischer Heraus
forderungen ist auch in Zukunft ein hohes 
Commitment zu Forschung, Techno-
logie und Innovation notwendig. Dabei 
spielt nicht nur exzellente Grundlagen
forschung, sondern insbesondere auch 
die angewandte Forschung und Ent-
wicklung von Unternehmen, durch die 
eine Umsetzung innovativer Lösungen 
für große aktuelle Herausforderungen 
realisiert wird und die für zwei Drittel der 

F&E-Investitionen in Österreich stehen, 
eine maßgebliche Rolle. Der Forschungs-
rat hat als zentrales Beratungsgremium 
der Bundesregierung die verantwor-
tungsvolle Aufgabe, wesentliche FTI-
politische Strategien zu empfehlen, um 
Österreich an die Spitze der Innovations-
leader zu bringen. Für die Umsetzung 
dieser Strategien muss auch künftig das 
F&E-Budget mit Raum für Inflations
anpassung und deutliches Wachstum aus-
gestattet werden.

ÖAW-Präsident Faßmann in EU-
Expertengruppe für Horizon Europe
Die 15-köpfige Gruppe evaluiert das weltweit größte  
transnationale Forschungsprogramm. Österreich ist  
mit einer starken Stimme vertreten. 

Die EU-Kommission hat eine Ex-
pertengruppe zur Evaluierung 

des laufenden EU-Forschungsrahmen
programms Horizon Europe eingesetzt, 
die Zwischenergebnisse analysieren und 
strategische Empfehlungen für das Nach-
folgeprogramm ab 2028 geben soll. Sehr 
erfreulich ist, dass mit ÖAW-Präsident 
Heinz Faßmann eine starke Vertretung aus 
Österreich zum 15-köpfigen Team zählt. 
Faßmann hat aufgrund seiner ehemali-
gen Funktion als Wissenschaftsminister 
weitreichende Expertise in der Ausgestal-
tung dieses weltweit größten transnatio-
nalen Forschungsprogramms. Ebenfalls 
Mitglied des Expertengremiums ist die 
schwedische Innovationsexpertin Sylvia 
Schwaag Serger, die auch im österreichi-
schen FWIT-Rat vertreten ist.

Über die Forschungsrahmenprogramme 
der EU gelingt es, vor allem europäi-
sche und internationale Vernetzung und 

Allianzen von Wissenschaft und Wirt-
schaft zu stärken, um Europa im Techno-
logiewettkampf nach vorne zu bringen. 
Für österreichische Leitbetriebe als Tech-
nologie-Frontrunner und Knotenpunkte 
in FTI-Netzwerken haben diese hohe 
strategische Relevanz. 

Für die Sicherstellung der Wettbewerbs
fähigkeit vor dem Hintergrund rasanter 
technologischer Entwicklungen und gro-
ßer globaler Herausforderungen, etwa der 
digitalen und der grünen Transformation, 
muss der Ausbau der Kompetenz- und 
Technologieführerschaft Europas einen 
klaren politischen Schwerpunkt der EU 
bilden. Die Industriellenvereinigung 
fordert daher ein schlagkräftiges Budget 
von zumindest 200 Milliarden Euro für 
das Nachfolgeprogramm von Horizon 
Europe, um exzellente Wissenschaft  
in Schlüsseltechnologien und Zukunfts-
feldern zu unterstützen.  

TRIGOS 2024: Jetzt einreichen!

Österreichs renommiertester Preis für 
verantwortungsvolles Wirtschaften 

und Zukunftsfähigkeit wird zum 21. Mal 
vergeben. Einreichungen sind bis 1.  März 
möglich – es gibt sechs Kategorien: „Vor-
bildliche Projekte“, „MitarbeiterInnen-In-
itiativen“, „Internationales Engagement“, 
„Regionale Wertschaffung“, „Social In-
novation & Future Challenges“ und „Kli-

maschutz“. Im Rahmen einer feierlichen  
Gala am 17. September 2024 werden die 
Gewinner ausgezeichnet.

WEBTIPP
Alle Informationen finden Sie unter 
www.trigos.at. 
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Club1031 goes Green Tech 
Valley Steiermark
Der Club1031 war zu Besuch im Green Tech Valley in der Steiermark, dem  
Nummer-eins-Technologie-Hotspot für Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft.

Im Jahr 2023 hatte der Club1031 Green Tech und Wasser-
stoff als Fokusthemen gesetzt – um konkrete Anwen-
dungen zu sehen, den Austausch mit innovativen Unter-
nehmen zu forcieren und gemeinsam die österreichische 

Industrie voranzubringen, war der Club1031 im Oktober 
2023 zu Besuch im Green Tech Valley in der Steiermark, dem 
Nummer-eins-Technologie-Hotspot für Klimaschutz und  
Kreislaufwirtschaft.

Die Energie Steiermark (ESTAG) hat mit der systemati-
schen Herstellung von grünem Wasserstoff in Gabersdorf 
südlich von Graz einen wichtigen Meilenstein geschafft. 
Die 6.000 m² große Photovoltaikanlage, der Elektrolyseur 
und die Lkw-/Trailerbefüllung sind seit Mai 2023 in Be-
trieb und beliefern die Wolfram Bergbau AG als ersten in-
dustriellen Großkunden. Auf Dauer soll diese Anlage fast 
5000  Tonnen CO2 einsparen. Für uns als Club1031 war ins-
besondere die Diskussion rund um Produktionstechnologien, 
Lieferung und Transport von Wasserstoff sowie die Aus-
gestaltung der Partnerschaft zwischen Produzent und  
Abnehmern interessant.

Ein zweiter wichtiger Schwerpunkt des Besuchs war die kon-
krete Nutzung von neuen (Antriebs-)Technologien in der Mo-
bilität, daher haben wir die Virtual Vehicle GmbH als weiteres 
Unternehmen dieser Reise ausgewählt. Dieses internationale 
F&E-Zentrum für die Automobil- und Bahnindustrie leistet 
mit über 300 Forscherinnen und Forschern wegweisende 
Arbeit für die Fahrzeugentwicklung und Fahrzeugtechnolo-
gien der Zukunft. Faszinierend zu sehen waren die komplett 
autonomen Autos, die bereits im Straßenverkehr unterwegs 
sind und unsere Mobilität nachhaltig verändern werden. 

Auch bei unserem Besuch der AVL List GmbH wurden wir 
Zeugen spektakulärer Forschungsprojekte und wegweisen-
der Technologien, die das Unternehmen unter anderem zu 
einem Innovationsführer in der Luftfahrttechnik und der 

Elektromobilität machen. Dieses österreichische Pionier-
unternehmen feierte 2023 sein 75-jähriges Bestehen und zählt 
heute zu den weltweit führenden Mobilitätstechnologie-
Unternehmen für die Entwicklung, Simulation und das Tes-
ten in der Automobilindustrie.

Der Steiermark-Besuch des Club1031 führte uns nicht nur die 
Vielfalt und Qualität der Green-Tech-Technologien vor Au-
gen, sondern zeigte auch die Bedeutung Österreichs als For-
schungs- und Umsetzungsstandort. Neben der inhaltlichen 
Diskussion mit den Experten der drei besichtigten Unterneh-
men haben wir den Besuch in Graz auch genutzt, um uns bei 
einem gemeinsamen Abendessen mit der Jungen Industrie 
Steiermark auszutauschen. Vielen Dank an das Team der IV-
Steiermark für die tolle Unterstützung bei der Organisation 
dieser spannenden Tage in Graz! 

Die nächste Schwerpunkt-Exkursion führt uns im Juni 2024 
nach Oberösterreich.

WEICHEN-
STELLUNG FÜR 
DAS SUPER
WAHLJAHR 2024
Das angebrochene Jahr wird für 
Österreich und Europa als Standort 
richtungsweisend sein.

Aus wirtschaftlicher Perspektive werden 
die Zeiten immer herausfordernder, der 
internationale Wettbewerb spitzt sich wei-
ter zu und die heimischen Unternehmen 
stehen zunehmend unter Druck. 

Wir brauchen dringend Reformen, um den 
Standort Österreich für nationale und inter-
nationale Investitionen attraktiv zu machen. 
Gleichzeitig muss endlich der Mittelstand 
entlastet und das Bildungsniveau gehoben 
werden. 

Nachdem die Politik bei diesen großen 
Problemen in den letzten Jahren ganz nach 
dem Motto „Wird schon werden!“ eher 
weggesehen hat, glaube ich fest daran, 
dass die nächste Bundesregierung darum 
nicht herumkommt. Die hohen Staatsaus-
gaben müssen gesenkt werden (Stichwort 
Pensionen!), und gleichzeitig müssen die 
Menschen, die Vollzeit arbeiten, belohnt 
werden. Es kann nicht sein, dass der Staat 
bzw. die Sozialversicherungsträger von je-
der Gehaltserhöhung schon im mittleren 
Einkommensbereich aufgrund der hohen 
Lohnnebenkosten und Steuern mehr pro-
fitieren als der Arbeitnehmer. Die Unter-
nehmen können sich das nicht mehr leisten, 
und für die arbeitende Bevölkerung ist das 
mehr als nur unfair. 

Mein zweiter Wunsch an die Politik für 
dieses Jahr: Der Bildungsstandort muss ge-
stärkt werden – nur so können wir interna-
tional mithalten. Wir brauchen rasch mehr 
und bessere Kinderbildung und die MINT-
Fächer müssen auf jedem Bildungsweg von 
klein auf im Mittelpunkt stehen.  

Jedenfalls ist es jetzt Zeit, zu handeln und 
die wirklich großen Reformen anzugehen. 
Leere Wahlversprechen hatten wir in den 
letzten Jahren mehr als genug.

Julia Aichhorn,
Bundesvorsitzende der Jungen Industrie

WEBTIPP
Mehr Infos hierzu folgen demnächst auf   
www.Club1031.at.

Club1031/Junge Industrie 9
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Standortpolitische Leidensfähigkeit  
der Unternehmer geht dem Ende zu 
Auszug aus der Rede von IV-Steiermark-Präsident Stefan Stolitzka.

2024 ist da. Wie überall zu lesen ist, 
wird es ein Superwahljahr. Ich ge-
stehe, ich habe Sorge, ob 2024 tat-
sächlich so ein „super Wahljahr“ 

werden wird – wir starten in dieses Jahr, 
während die politische Mitte wegbricht; 
nicht nur in Österreich, in vielen Ländern 
Europas und der Welt. Willi Brandt sagte 
ehedem: „Wer die politische Mitte verliert, 
kann keine Wahlen gewinnen.“ Das berei-
tet mir Kopfzerbrechen, vor allem in einer 
Zeit, in der wir enorm gefordert sind: Wir 
erleben gerade zeitgleich drei historische 
Transformationen – die grüne, die digitale 
und eine geopolitische. 

Grüne Transformation
Jede dieser Transformationen für sich 
wäre eine epochale Herausforderung –  
wir haben alle drei vor uns bzw. befinden 
uns schon mittendrin. So, wie wir die 
grüne Transformation gerade umsetzen, 
bezweifle ich, ob wir sie erstens erfolgreich 
gestalten und ob wir so, zweitens, unseren 
Wohlstand nicht massiv gefährden.

Wir haben es leider noch immer nicht ge-
schafft, von einer ideologisch geprägten 
auf eine sach- und zielorientierte Hand-
lungsebene zu kommen – sonst würden 
wir vielleicht auch bei Treffen wie der 
UN-Weltklimakonferenz jüngst in Dubai 
weniger Aufmerksamkeit auf demons-
trierende NGOs lenken und mehr auf 
Technikerinnen und Techniker sowie 
deren Vorschläge. Ja, wir handeln leider 
immer noch viel zu dogmatisch, zu wenig 
lösungsorientiert, zu wenig technologie-
offen. Wir verharren in der Pose, im Al-
leingang die Welt retten zu wollen. Aber 
wer Dinge im Alleingang versucht, bleibt 
dabei genau das: alleine.

Wir müssen erkennen, dass wir so unse-
re wirtschaftlichen Lebensadern kappen. 
Und die wichtigste Lebensader – nicht 
nur in der Steiermark, sondern in Euro-
pa insgesamt – ist die Industrie. Und die 
setzen wir gerade aufs Spiel. 

Wenigstens im Bereich Carbon Capture 
and Storage bzw. Carbon Capture and 
Utilisation, CCS und CCU, sieht man 
in Europa die Dinge zunehmend klarer. 
Wir werden diese Lösungen benötigen, 
bis insbesondere Wasserstoff in ausrei-
chendem Maß verfügbar ist; jedenfalls in 
den Branchen, die „hard to abate“ sind. 
In Österreich ist man da leider noch nicht 
so weit. Hier hat man eine eigene – um 
nicht zu sagen: eigenwillige – Sicht auf 
die Dinge. Zumindest ein Teil der Regie-
rung will noch immer nicht verstehen, 
dass wir uns alle technologischen Wege 
offen halten müssen. 

Stattdessen bringt genau dieser Teil der 
Bundesregierung immer wieder das Klima-
schutzgesetz als Faustpfand in verschie-
dene Verhandlungen ein – ein Gesetz, das 
tief in unsere Verfassung und in unsere de-
mokratischen Prozesse eingreifen würde, 
ein Gesetz, das die Investitionstätigkeit in 
Österreich sehr rasch stoppen würde. Fragt 

man die Industriellenvereinigung nach 
der „roten Linie“ bei diesem Klimaschutz
gesetz, fällt uns die Antwort leicht: Das 
Klimaschutzgesetz an sich ist die rote Linie. 

Digitale Transformation
Die zweite Transformation – die digi-
tale – ist seit unserem letzten Neujahrs
empfang nicht zuletzt dank Chat GPT 
auch in der breiten Öffentlichkeit ange-
kommen. KI ist nicht unsere Zukunft, KI 
ist unsere Gegenwart. 

Wird die digitale Transformation Arbeits-
plätze kosten? Immer mehr Studien sagen: 
Ja. Aber sie wird auch neue schaffen. Beru-
higt uns das? Nur bedingt. Was diese Stu-
dien und unsere Erfahrung als Industrie 
nämlich auch zeigen: Die digitale Trans-
formation wird nicht überall neue Arbeits-
plätze schaffen, sondern nur dort, wo 
Veränderungen verstanden und genutzt 
werden; wo Menschen mit den richtigen 
Qualifikationen vorhanden sind. 

Die digitale Transformation wird dort 
gelingen, wo Investitionen betriebs-
wirtschaftlich sinnvoll und in einem pla-
nungssicheren Rahmen realisiert werden 
können. Wir und unser standort- wie 
auch bildungspolitischer Rahmen werden 
darüber entscheiden, in welche Richtung 
wir uns als Region entwickeln. 

Unsere Basis ist gut. Das aber ist Chance 
und Gefahr zugleich – denn nichts ist ge-
fährlicher, als sich in falscher Sicherheit 
zu wiegen. An Strukturen der Vergangen-
heit zu klammern, weil sie Erfolg hatten, 

heißt nicht, dass diese in Zukunft den Er-
folg garantieren. Es ist falsch, jetzt unsere 
gemeinsame Zukunft aus den Augen zu 
verlieren, um kurzsichtig partikulare In-
teressen zu maximieren. In einer Welt der 
Transformationen ist der Erfolg schneller 
wegtransformiert, als es einem lieb ist, 
wenn man nicht mitdenkt. 

KV-Verhandlungen – 
Sozialpartnerschaft 
Das bringt mich unweigerlich zu den ver-
gangenen Kollektivvertragsverhandlungen 
in der metalltechnischen Industrie. Wir le-
ben in einer Welt, die sich in den vergange-
nen 50 Jahren massiv verändert hat. Dem 
stimmt auch jeder Arbeitnehmervertreter, 
mit dem ich spreche, uneingeschränkt zu. 
Warum wir unsere Lohnfindung dennoch 
nach einem Uralt-Ritual betreiben und 
eine Formel anwenden sollen, die aus den 
1960ern stammt, kann mir aber niemand 
ernsthaft erklären. Das Ritual der Verhand-
lungen und diese Formel haben ihr Ab-
laufdatum weit überschritten. Wir können 
nicht immer nur ergriffen von Verände-
rung reden – wir müssen sie leben. Auch in 
der viel gelobten Sozialpartnerschaft. 

Den Stil der Verhandlungsführung, die 
eigenwillige Wertung über die an sich neu-
trale Wirtschaftsforschung, die Forderung 
nach „moderaten“ 11,6 % mitten in einer 
Rezession und die Verhandlungen und de-
ren Zeitpunkt im öffentlichen Sektor will 
ich gar nicht erst kommentieren. Im Rück-
blick auf die Entwicklungen im Herbst 
drängt sich für mich die Frage auf, wie wir 
gemeinsam die Zukunft meistern wollen.

Wie wollen wir gemeinsam die Menschen 
in unserem Land in eine gute Zukunft füh-
ren, wenn wir Partnerschaft, in dem Fall 
Sozialpartnerschaft, so verstehen, dass 
diejenigen, die verhandeln, die Ersten 
sind, die von Streiks oder sogar persön
lichen Drohungen betroffen sind? Und das 
Ergebnis? Die Produktionsgewerkschaft 
hat am Tag der Einigung im FMTI verlaut-
baren lassen: „Wir konnten wichtige Wei-
chen für die Zukunft stellen.“ Wenn ich die 
Höhe des Abschlusses mit jener anderer 
Länder, allen voran Deutschland, verglei-
che, sehe ich auch eine Weichenstellung – 
aber nicht eine in eine gute Zukunft.

Ich bin überzeugt, dass sich die öster-
reichischen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer Verhandlungen verdient 
hätten, bei denen die zukünftige Wettbe-
werbsfähigkeit und damit die Sicherheit 
ihrer Arbeitsplätze eine wesentliche Rolle 
spielen. Heuer war das für die Gewerk-
schaft ganz offensichtlich kein Kriterium. 
In diesem Umfeld möchte ich meinen 
besonderen Dank an alle Arbeitgeber
vertreter richten, die sich in diesen Ver-
handlungen einsetzen – nicht nur für die 
Industrie, auch für den Standort und da-
mit für die Menschen in Österreich. 

Es ist aber nicht das Klima der KV-Ver-
handlungen alleine. Das, was in der ak-
tuellen bundespolitischen Diskussion 
geboten wird, lässt nichts von dem er-
kennen, was meiner Meinung nach für 
eine erfolgreiche Gestaltung der Trans-
formationen nötig sein wird. Ich sehe das 
aktuelle Niveau der Auseinandersetzung 
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LK-Präsident Franz Titschenbacher, Rektorin 
Kristina Edlinger-Ploder, LR Simone Schmiedtbauer 
und Rektor Horst Bischof.

Julia Aichhorn (GIG Karasek), Martin Bartenstein 
(GL Pharma).

Martin Graf (Energie Steiermark), Bernhard 
Puttinger (GTC), Wolfgang Grimus (Flughafen 
Graz) und Georg List (AVL).

Junge Industrie Steiermark.

Die Sozialpartner-Präsidenten Josef Pesserl (AK),  
Franz Titschenbacher (LK), Stefan Stolitzka (IV) 
und Josef Herk (WKO).
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im Nationalrat als den Tiefpunkt, den ich 
persönlich in diesem Zusammenhang be-
obachten musste. Ein harter und kontro-
versieller politischer Diskurs ist wichtig 
und gut – am Ende müssen aber immer 
Mitbewerber und auch Partner übrig blei-
ben. Wir bewegen uns allerdings in einem 
Klima, an dessen Ende nur noch Feind-
seligkeit übrig bleiben kann. Wer soll da 
noch mit wem regieren können? Wer soll 
da mit wem die Transformationen in Ös-
terreich begleiten und gestalten? 

Geopolitische Transformation
Wir haben uns eines der wichtigsten 
Argumente für Investitionen in Österreich 
genommen: die Stabilität unseres Landes. 
Zahlen belegen das auch bereits – die In-
vestitionen wandern ab, erfolgen anders-
wo. Und das in einer Zeit, in der die gesell-
schaftliche Stabilität ein noch höheres Gut 
wäre als sonst. Denn wir leben auch in einer 
Zeit der geopolitischen Transformation, 
auf die ich an dieser Stelle nur mit einem 
Satz eingehen werde: Europa muss verste-
hen, dass es nicht mehr das geopolitische 
Zentrum der Welt ist und seine Diploma-
tie, seine Handelspolitik und die Vertre-
tung seiner Interessen dementsprechend 
neu ausrichten muss. Ich fürchte, das ha-
ben in Brüssel und Straßburg noch nicht 
alle Entscheider verstanden. 

Appell an die Politik
Die standortpolitische Leidensfähigkeit 
vieler Unternehmen geht dem Ende zu. 
Wir müssen ein neues Verständnis dafür 
bekommen, dass wir der Entwicklung der 
Qualität unseres Industriestandorts eine 
Wende zu geben haben. 

Werden die drei Transformationen zu drei 
Krisen? Werden die drei Krisen zu einer 
Megakrise? Ich sehe es nicht als gegeben, 
dass das so sein muss. Ich appelliere an 
Politikerinnen und Politiker, einen ge-
meinsamen Weg der politischen Mitte 
zu finden, um ein Wegbrechen der ge-
sellschaftlichen Mitte zu verhindern. Die 
Parteien der Mitte dürfen nicht gegen-
einander arbeiten, sondern müssen sich 
gemeinsam überlegen, wie sie die Stärke 
der Mitte wiederfinden können – um Ös-
terreich insgesamt zu festigen. 

Dies betrifft den Umgang mit Leistung 
und Leistungsträgern und unternehme-
risch tätigen Menschen ebenso wie den 

Umgang mit illegaler Migration und im 
Gegensatz dazu qualifiziertem Zuzug. 
Natürlich richte ich diesen Appell beson-
ders an die anwesende Politik, weil ich sie 
heute direkt ansprechen kann und weil 
ich in dieser Frage der steirischen Landes-
politik unendlich viel mehr zutraue als 
ihren Kolleginnen und Kollegen auf an-
deren politischen Ebenen. Ich vertraue in 
unsere Landespolitik – sehe aber die Zeit 
dahinrinnen, die uns für die erfolgreiche 
Gestaltung der Transformationen bleibt. 

Rolle der Industrie
Und ich vertraue in unsere Industrie. 
Weil, das wissen Sie, unsere Industrie 
seit jeher Veränderungen gestaltet und 
geprägt hat, und weil sie Gegensätze in 
Balance gebracht hat. Dass das auch in 
Zukunft gelingt, wird umso wichtiger, 
weil wir die Rolle des Staats in der Wirt-
schaft wieder auf das reduzieren müssen, 
was sie ist: die Bereitstellung eines plan-
baren und rechtssicheren Rahmens, in 
dem sich die Wirtschaft zum Wohle aller 
entfalten kann. Und bitte werden wir uns 
wieder darüber bewusst, welche Rolle 
Unternehmen in einer Marktwirtschaft, 
die wir ja Gott sei Dank noch haben, spie-
len – und welche nicht. 

Ist es die alleinige Aufgabe von Unter-
nehmen, im Form von Lohnerhöhungen 
die wie auch immer hohe Inflation ab-
zugelten bzw. die Kaufkraft zu erhalten? 
Nein, ist es nicht. 

Ist es die Aufgabe von Betrieben, euro-
päische Werte weltweit zur Ausrollung zu 
bringen, bürokratisch zu dokumentieren 
und sanktioniert zu werden, wenn ihnen 
das nicht gelingt – so wie es in der EU-
Lieferketten-Richtlinie vorgesehen ist? 
Nein, ist es nicht. 

Ist es unsere ureigenste Aufgabe, Kinder-
betreuungseinrichtungen zu schaffen, 
wenn die öffentliche Hand das trotz einer 
Abgabenquote von 43 Prozent des BIP 
nicht ausreichend tut? 

Ist es unsere Aufgabe, den Klimawandel 
in einem Rahmen, den sich technikferne 
und ideologiegetriebene Politikerinnen 
und Politiker vorstellen, zu bekämpfen? 
Ist es die Aufgabe von Banken, Konsu-
menten jegliche Eigenverantwortung zu 
nehmen und ihnen eine Konvertierung 

von variablen Krediten zu Fixzinskrediten 
rückwirkend anbieten zu müssen? Nein, 
nein, nein – ist es nicht. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, all das zu-
geschoben zu bekommen und zu lösen, 
wozu Politik und/oder Gesellschaft nicht 
willens oder imstande sind. Genug damit. 
Wir haben genug davon. 

Und was tun Führungskräfte und Unter-
nehmer, die genug haben?

Unsere Industrie denkt neu 
Richtig, sie unternehmen. Deshalb haben 
wir etwas unternommen und klären die 
Menschen auf, dass Umwelt und Umsatz 
kein Widerspruch sind. Dass schwarze 
Zahlen und grüne Agenda kein Wider-
spruch sind. Dass wir, die Industrie, die 
Balance herstellen können, weil wir neu 
denken. Immer schon. Unsere Industrie 
denkt neu – ich bitte Sie, diese Botschaft 
auch als Versuch zu verstehen, unser En-
gagement in Österreich und in Europa 
weiterhin zu rechtfertigen. 

Wenn wir die europäischen Medien zu 
Beginn dieses Jahres analysieren, lauten 
die beherrschenden Worte „Krieg“, „In-
flation“ und „Rezession“. Hinzu kommen 

„Fachkräftemangel“, „Staatsschulden“ 
und „Untersuchungsausschuss“. Wenn es 
sich um ein Bild handeln würde, das wir 
mit diesen Begriffen zu zeichnen hätten, 
wäre es wohl ein sehr graues Gemälde. 
Wer kann dieses düstere Bild als berech-
tigter Stimmungsaufheller mit Farbe an-
reichern? Wir werden das sein. Wir wer-
den es sein müssen. Wir, die Industrie. 
Wir, die Führungskräfte dieses Landes. 
Der deutsche Zukunftsforscher Sven Ga-
bor Janszky hat im November auf unsere 
Einladung einen wirklich inspirierenden 
Workshop mit den Personalleiterinnen 
und Personalleitern unserer Mitglieds
betriebe in Graz gehalten – und uns am 
Ende die Frage gestellt, ob wir denn die 
Zukunft lieben. 

Ich bin überzeugt: Unsere Aufgabe und 
Wahrnehmung als Führungskräfte in der 
Industrie ist es, die Zukunft zu lieben. Nur 
so können wir unsere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mitnehmen und mit ih-
nen unsere Unternehmen zu einem wich-
tigen Teil einer guten Zukunft machen.

Selbiges gilt für die Politik, die das Land 
insgesamt mitnehmen muss. Also: 

Lieben wir die Zukunft! Lieben wir 2024!
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Michael Karre (BDO) und Markus Fuchsbichler 
(ACE).

LR Ursula Lackner und Günter Dörflinger.

Herbert Pfeilstecher, Lisbeth Wilding (Sattler AG), 
Kurt Maier (Heinzel Group).

LR Barbara Eibinger-Miedl und IV-Steiermark-
Präsident Stefan Stolitzka.

Vizepräsident Franz Kainersdorfer, Vizepräsident Franz Mayr-Melnhof, Generalsekretär Christoph Neumayer, 
Präsident Stefan Stolitzka und Geschäftsführer Gernot Pagger.

Tanja Knapp (Knapp), Eduard Wünscher, LAbg. Alexandra Pichler-Jessenko.

Gert Pfleger (Norske Skog Bruck), Corinna Engelhardt-Nowitzki (FH Joanneum), Max Oberhumer und Peter 
Putz (Sappi).



12 Jänner/Februar 2024Steiermark

Steiermark bekommt MINT-Koordination 
„Science Garden“ verstärkt ab Jänner MINT-Aktivitäten auch im Auftrag des Landes. 

Mathematik, Naturwissen-
schaften, Informatik und 
Technik stehen nicht nur hin-
ter dem Kürzel MINT, son-

dern auch für die gefragten Ausbildungs
bereiche der Zukunft. Um die Steiermark 
bestmöglich als Innovationsregion zu plat-
zieren, wird eine MINT-Koordinations-
stelle geschaffen, die von der bestehenden 
Plattform „Science Garden“ ausgestaltet 
wird. Dazu erfolgt ein Schulterschluss des 
Landes mit den führenden MINT-Akteu-
rinnen und -Akteuren mit dem Ziel, Talente 
zu entdecken und bestmöglich zu fördern.

MINT liefert Lösungen und Wohlstand
Die Zukunftsfähigkeit eines Innovations- 
und Wirtschaftsstandorts hängt immer 
mehr von der Verfügbarkeit qualifizier-
ter Fachkräfte ab. Hinzu kommt, dass 
Forschung und Entwicklung nicht nur 
Herausforderungen der Zukunft lösen, 
sie stehen auch für die Attraktivität einer 
Region. In der Begeisterung für Technik 
liegt demnach ein zentraler Schlüssel für 
den Standort. 

„Science Garden“ als Dreh- und  
Angelpunkt für MINT-Aktivitäten
In der Steiermark wurde die MINT-
Koordinationsstelle in Form der Koope-
ration mit dem „Science Garden“ vom 
steirischen Landtag für das Jahr 2024 
beschlossen. Der „Science Garden“ ist 
ein Projekt der innoregio styria und de-
ren Netzwerkpartnerinnen und -partner. 
Dazu zählen alle steirischen Hochschulen, 
die Industriellenvereinigung Steiermark, 
die Wirtschaftskammer Steiermark sowie 
die Steirische Wirtschaftsförderungs
gesellschaft m. b. H. und der Verband für 
Standort und Gesellschaft. Auf der On-
lineplattform sciencegarden.at bietet die 
Organisation seit zwei Jahren Kindern 
und Jugendlichen von drei bis 19 Jahren 
eine Übersicht über mittlerweile 500 
MINT-Erlebnisse in der ganzen Steier-
mark an, zudem gibt es die eigene Pod-
castreihe „Radio Igel zu Gast im Science 
Garden“, die wissenschaftliche Phänome-
ne altersgerecht erklärt. Im Jahr 2023 be-
suchten über 90.000 Kinder und Jugend-
liche die steirischen MINT-Erlebnisse. 

In seiner Funktion als MINT-Koordina-
tionsstelle zählen zu den Aufgaben des 
„Science Garden“ die Ausweitung der 
Bewusstseinsbildung, die konsequente 
Ausweitung und Qualitätssicherung der 
steirischen MINT-Angebote für Kinder 
und Jugendliche, die Abstimmung al-
ler steirischen Aktivitäten sowie deren 
strategische Ausrichtung, der Aufbau 
eines Netzwerks und die Schnittstellen
funktion hin zu Bildungsinitiativen und 
weiteren Playern.

Guter MINT-Boden 
Die Basis, auf der die MINT-Koordina-
tionsstelle aufbaut, ist sehr solide. So 
ist die Steiermark bei den MINT-Güte-
siegeln, die Bildungseinrichtungen für 
innovatives Lernen auszeichnen, mit 155 
Einrichtungen Spitzenreiter im Bundes-
ländervergleich. Das MINT-Forum des 
„Science Garden“, das in diesem Jahr 
bereits zum zweiten Mal stattfand, zählte 
knapp 400 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer aus dem (hoch-)schulischen 
Bereich – und mit der Obersteiermark 

wurde unlängst die erste steirische 
MINT-Region (von insgesamt 14 in ganz 
Österreich) vom Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung 
u. a. in Kooperation mit der Industriellen-
vereinigung ausgezeichnet.
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AUSBLICK 2024: INTERNATIONALE WIRTSCHAFT, FINANZ- UND ARBEITSMARKT

Experten nahmen zu möglichen Entwicklungen im Jahr 2024 Stellung.

Prognosen zu erstellen ist in Zeiten ge-
prägt von Kriegsschauplätzen, geostrate-
gischen Auseinandersetzungen, Energie-
krisen, Fachkräftemangel, Lieferengpässen 
und volatilen Märkten überaus komplex 
und aufgrund des parallelen Auftretens die-
ser Aspekte aktuell noch schwieriger.

Dennoch stellten sich im Dezember letzten 
Jahres – wie auch 2020, 2021 und 2022  – 
ausgewählte Experten aus unterschiedli-
chen Bereichen im Rahmen einer gemein-
samen Veranstaltung von IV-Steiermark 
und WdF Steiermark der Herausforderung, 
ihre Einschätzungen zu den möglichen 
Entwicklungen des kommenden Jahrs zu 
geben. Das hochrangige Podium sorgte 
dabei für reges Interesse (über 100 Teil
nehmer) und spannende Impulse.

Stefan Bruckbauer, Chefvolkswirt der 
UniCredit Bank Austria, erläuterte, warum 
sich die schwache Konjunktur im Herbst 
2023 weiter abgekühlt hat, und zeigte 
mögliche wirtschaftliche Perspektiven für 
2024 auf. Gernot Pagger, Geschäftsführer 
der IV-Steiermark, präsentierte die aktu-
ellen Zahlen und mögliche Entwicklungen 
des steirischen Arbeitsmarkts. Michael 
Berger, Wirtschaftsdelegierter und Leiter 
des AußenwirtschaftsCenter Peking, gab 
einen Einblick in die Zusammenhänge in 
China, und abschließend informierte Lan-
desbaudirektor Andreas Tropper darüber, 
welche Projekte in der Steiermark im Bau-
bereich bevorstehen.

Folien der Vortragenden können unter 
steiermark@iv.at angefordert werden.

Zahl des Monats
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Industrielehrstellen stehen ab sofort wie-
der zur Bewerbung zur Verfügung. Die 
Plattform „Die Industrie“ verantwortet die 
Kommunikation des Angebots, das 2024 
unter dem Motto „Lehre hat Ehre“ publi-
ziert wird. Zentraler Dreh- und Angelpunkt 
bleibt die Website dieindustrie.at, die alle 
Lehrstellen auflistet und regional filtert. 
Ergänzend dazu gibt es eine Multichannel-
Kampagne, die vor allem online auf die ju-
gendliche Zielgruppe ausgerichtet ist.


